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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.11.2015 

Geschäftszahl 

Ra 2015/10/0048 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Stöberl und die Hofräte 
Dr. Rigler und Dr. Hofbauer als Richter, im Beisein des Schriftführers Mag. Uhlir, über die Revision des 
Stadtschulrates für Wien in 1010 Wien, Wipplingerstraße 28, gegen das Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 4. März 2015, Zl. W129 2004333- 1/18E, betreffend Bewilligung der 
Errichtung einer Privatschule (mitbeteiligte Partei: K S, vertreten durch Dr. Ihor-Andrij Maritczak, Rechtsanwalt 
in 1080 Wien, Laudongasse 60A), den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung 

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn 
sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das 
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 
oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
einheitlich beantwortet wird. Auf Beschlüsse der Verwaltungsgerichte ist Art. 133 Abs. 4 B-VG sinngemäß 
anzuwenden (Art. 133 Abs. 9 B-VG). 

Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des 
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit 
Beschluss zurückzuweisen. 

Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision 
gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht 
gebunden. Die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der 
Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu 
überprüfen. 

Im Rahmen der Darstellung der Zulässigkeit der außerordentlichen Revision nach § 28 Abs. 3 VwGG 
macht die revisionswerbende Partei geltend, das angefochtene Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes 
weiche von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (Verweis auf die hg. Erkenntnisse vom 
25. Juni 2008, Zl. 2005/03/0099, vom 27. September 2007, Zl. 2006/07/0085, vom 19. Dezember 2006, 
Zl. 2002/03/0030 und vom 25. November 2004, Zl. 2003/03/0126) ab, "da nach dieser ein Gutachten immer 
schlüssig und nachvollziehbar zu sein" habe. Weiters wird vorgebracht, ein Gebäude habe "den angegebenen 
Zweck" zu erfüllen (Verweis auf das hg. Erkenntnis vom 26. April 2002, Zl. 2000/06/0058). 

Die Beurteilung der Zulässigkeit der Revision durch den Verwaltungsgerichtshof erfolgt ausschließlich 
anhand des Vorbringens in der Zulassungsbegründung. Da der Verwaltungsgerichtshof gemäß § 34 
Abs. 1a VwGG die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision im Sinne des Art 133 Abs. 4 B-VG (nur) im 
Rahmen der dafür in der Revision (gemäß § 28 Abs. 3 VwGG gesondert) vorgebrachten Gründe zu überprüfen 
hat, ist er weder verpflichtet, solche anhand der übrigen Revisionsausführungen gleichsam zu suchen, noch 
berechtigt, von Amts wegen Gründe, die zur Zulässigkeit der Revision hätten führen können, aufzugreifen 
(vgl. den hg. Beschluss vom 16. Juli 2015, Zl. Ra 2015/07/0094, mwN). 

Mit dem wiedergegebenen Vorbringen in der Zulassungsbegründung zeigt die revisionswerbende Partei 
aber schon deshalb keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung auf, weil jegliche konkrete Ausführungen 
zur behaupteten Unschlüssigkeit bzw. Nicht-Nachvollziehbarkeit des Sachverständigengutachtens, und damit zur 
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Vergleichbarkeit des der angefochtenen Entscheidung zu Grunde liegenden Sachverhalts mit den ins Treffen 
geführten hg. Erkenntnissen im Sinne des hg. Beschlusses vom 23. April 2015, Zl. Ra 2015/07/0031, fehlen. 

Die Revision war daher zurückzuweisen. 

Wien, am 25. November 2015 


